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Keine Hilfe für Zonenbevölkenung
SED: Sowjetgelder nur iür Fünfjahrplan-Ziele

In  einer M in isterratserklärung hat die SED jetzt den V er
wendungszweck der ihr von den Sowjets zur Verfügung 
gestellten K red ite erläutert und damit alle jene ihrer Illu 
sionen beraubt, die von der Sow jetliiife  eine direkte Besserung 
des Lebensstandards in der Zone erwarteten. W ie  Grotewohl 
und Industriem inister Selbmann erklärten, sei die SED durch 
die Moskauer H ilfe  nunmehr in die Lage  versetzt, den „A u f
bau des Sozialismus" in der Zone zu realisieren und sich damit 
eine bessere Basis bei Verhandlungen über die W iederverein i
gung zu schaffen. Zur W iederverein igung selbst erklärte Grote
wohl, diese sei nunmehr nur noch bei 'Übernahme der SED- 
i,Errungenschaften" durch die Bundesrepublik zu verwirklichen.

F ü r vie le Menschen in der 
Zone w ird  diese SED-Erklärung 
eine harte Enttäuschung bedeu
ten. Man hatte allgem ein ge
hofft, daß die SED die Moskauer 
K red ite  fü r eine unmittelbare 
Hebung des Lebensstandards 
verwenden würde. D ie Erk lä
rungen ein iger Regierungsm it
glieder, w ie  z. B. Otto Nusch- 
kes, hatten diese Annahme noch 
verstärkt.

D ie Aufhebung der Ration ie
rung, verstärkte Lebensm ittel
importe aus dem W esten sowie 
eine Vermehrung und V erb illi
gung des Angebotes an K on 
sumgütern wurden insgeheim 
erwartet. Und jetzt?

D ie Sow jets hatten m it ihren 
Hilfsmaßnahmen zweifellos die 
Absicht verfo lg t, ihre westlich
ste Position  in Europa w irt
schaftlich. und politisch zu stär
ken. Grotewohl selbst erklärte, 
man w'olle die Zone „attraktiv" 
machen fü r den Westen. Die 
SED verfo lg t noch immer die 
Po litik  der „w irtschaftlichen 
Überflügelung Westdeutsch
lands“ , die ihr so vie le po liti
sche und wirtschaftliche N ieder
lagen eingetragen hat. Dabei 
geht die SED von einem grund
sätzlichen Denkfehler aus: Sie 
w ill die industrielle Basis der 
Sowjetzone im  Rahmen der 
Fünfjahrpläne soweit verstär
ken, daß sie m it dem Westen 
wirtschaftlich konkurrieren
kann. Sie vergiß t aber, daß ihre

„Ausstrahlungstheorie" nur dann 
eine W irkung haben könnte, 
wenn der Lebensstandard der 
Norm albevölkerung dem der 
Bundesrepublik angeglichen 
werden kann. D ie Menschen, 
die in  den letzten Jahren m it
unter ohne direkte politische 
Verfo lgung die Zone verlassen 
haben und die sich die SED 
heute zurückzuholen bemüht, 
haben dies nicht getan, w eil die 
Sowjetzone w en iger attraktive 
Industrieanlagen als die Bun
desrepublik besitzt, sondern 
w eil es ihnen in der Zone an 
den geringsten Erfordernissen 
eines normalen Lebensstandards 
fehlte.

In  vö lliger Verkennung dieser 
Tatsachen gab Selbmann in der 
vergangenen W oche zu verste
hen. daß die Zonenregierung 
sowohl die Sow jeth ilfe als auch 
die durch den Abbau der Armee 
und die M inderung der Besat
zungslasten freiwerdenden Gel
der in das alte Ulbrichtsche 
P ro jek t vom „Aufbau des Sozia
lismus" investieren werde. Da
m it sei natürlich eine Hebung 
des Lebensstandards verbunden. 
Es frag t sich eben nur, ob die 
Bevölkerung w eiter warten w ill, 
bis die SED ihren „Sozialismus" 
auf Kosten der Bevölkerung 
aufgebaut hat, um zu irgend
einer imaginären Zeit einmal 
davon zu profitieren.

A lle  Erklärungen deuten dar
auf hin, daß die SED m it den

ihr je tz t  gegebenen M öglichkei
ten led iglich  ihre eigene Macht
position stärken w ill, ohne an 
die echten Bedürfnisse der Be
völkerung zu denken. Aus Gro
tewohls Erklärung geht deutlich 
hervor, daß der SED ein indu
strielles Wettrennen m it der 
Bundesrepublik w ichtiger er
scheint als die Möglichkeit, die 
Lebensbedingungen in der Zone 
wenigstens annähernd an jene 
in der Bundesrepublik heran
zuführen. W er heute behauptet, 
die W iederverein igung könne 
nur bei Übernahme der „sozia
listischen Errungenschaften“ der 
Sow jetzone erfolgen, kann nicht 
den Anspruch erheben, den Ge
danken einer W iederverein igung 
ernsthaft zu erwägen. Und w er 
angesichts der tatsächlichen 
L a ge  der Zonenbevölkerung die 
einm alige Chance größerer 
Staatskredite aus dem eigenen 
L a ge r  fü r neuerliche „sozia listi
sche" Experim ente nach dem 
Ulbrichtschen „Lehrbuch der 
Ökonomie“  verspielt, der darf 
nicht hoffen, daß ihn die Bevöl
kerung bei solchen Experimen
ten unterstützt.

D ie SED hat bereits in den 
letzten Tagen auf vielen Pa rte i
versammlungen zu derartigen 
Argumenten Stellung nehmen 
müssen und dabei beispielsweise 
erklärt, die Forderung nach 
Aufhebung der Rationierung 
auf Grund der Sow jeth ilfe sei 
ein Argum ent „westlicher Agen
tenzentralen“ . Es lieg t an der 
Bevölkerung selbst, der SED zu 
beweisen, daß eine solche F o r
derung aus den Dörfern und 
Städten der Zone kommt, wo 
die Menschen nicht einzusehen 
vermögen, warum jenes Geld, 
das sie eines Tages durch ihrer 
Hände A rbeit w ieder zurückzah
len müssen, der SED fü r neue, 
verhängnisvolle Experimente 
unbestritten überlassen werden 
soll.
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Außenpolitik im. UH- Wahlkampf
D T . D er amerikanische Präsi- 

ientenwahlkam pf hat nunmehr 
mit vo ller K ra ft  und Schärfe 
•ingesetzt, obwohl uns noch 
•inige W ochen von den beiden 
großen Parteitagen  trennen, die 
das W ahlprogramm  und die bei
den großen Kandidaten der P a r
teien bestimmen. Bei den Repu
blikanern ist m it der Kandida
tur Eisenhowers die Entschei
dung vorweggenommen -worden. 
A u f ihrem Parte itag  in San 
Franzisko in der dritten August
woche w ird  es aber vielleicht 
aber noch um die Kandidatur 
des Vizepräsidenten zu einem 
harten R in gen  kommen, fa lls es 
vorher nicht doch noch gelingt, 
sich auf R ichard N ixon  zu eini
gen, gegen  den Eisenhowers 
Abrüstungsspezialist Harold 
Stassen überraschend eine starke 
Opposition entfesselt hat. Diese 
interne republikanische Ausein
andersetzung versuchen die De
mokraten natürlich fü r sich aus- 
zunutzen.

Republikanische Parteifunk
tionäre machen keinen Hehl 
daraus, daß sie im W ahlfeldzug 
mehr auf die populäre Person 
des Präsidenten als auf sachliche 
Diskussion aktueller oder gar 
grundsätzlicher Sachfragen W ert 
legen und vertrauen. Im  Grunde 
machen sie dabei aus der Not 
eine Tugend, denn in Sacht'ra- 
gen. namentlich in der Außen
politik, ist ja  die republika
nische Pa rte i zutiefst zwischen 
Eisenhowers international den
kendem und gem äßigt progres
sivem F lüge l einerseits und den 
Isolationisten. McCarthy-Extre- 
misten und Tschiang-Koi- 
Schek-isten um Senator Know - 
land gespalten — und jede 
Sachdebatte könnte die D iffe
renzen zutage treten und die 
Schlagkraft der Partei schwä
chen lassen.

Das Schlagwort Eisenhowers 
„Frieden und W ohlstand“ ist im 
W ahikam pf kaum zu schlagen. 
Der Präsident und seine P ro 
pagandisten können mit Recht 
darauf hinweiseri. daß unter 
E isenhower den Kriegen  in K o 
rea und Vietnam ein Ende ge
macht wurde, daß die Formosa
krise besänftigt werden konnte,

Österreich von den russischen 
Truppen geräumt und der alte 
Streit um Triest gelöst werden 
konnte; SEATO, das asiatische 
Gegenstück zur N A T O  in  Euro
pa, trat in K ra ft, das Rüstungs
wettrennen hat sich verlangsamt 
und die Spannungen des kalten 
K rieges l^aben zwar keinem ide
alen Frielenszustand, wohl aber 
doch einer spürbaren Lockerung 
der internationalen Atmosphäre 
P la tz  gemacht.

W ohl w eiß  jedermann, daß 
die Hauptursache dieser Ent
w icklung der Tod Stalins und 
die darauf folgenden inneren 
Entwicklungen in der kommu
nistischen W e lt waren, also 
nicht direkt Eisenhowers oder 
gar Dulles Verdienst; aber als 
außenpolitischer Tätigkeitsbe
richt ist das dennoch ein iger
maßen eindrucksvoll. N im m t 
man das innenpolitische Schlag
w ort des „W ohlstandes“ dazu, 
das ja  trotz Nachlassen der 
vorjährigen Hochkonjunktur im 
mer noch zutrifft, dann hat man 
im Grunde bereits eine W ahl
parole. die sich sehen läßt.

Eisenhower. Vizepräsident N i
xon und Außenminister Dulles 
haben diese Grundelemente der 
W ahlparole in verschiedenen 
Reden näher präzisiert. V ie l
leicht ist das entscheidende 
Kennzeichen ihrer außenpoli
tischen L in ie  ihr geradezu er
frischender Optim ismus: der
Kommunismus, so betonen sie 
immer wieder, habe sich als to
taler Fehlschlag erwiesen, und 
w eil ihm die internationale In i
tiative aus den Händen gerissen 
sei, habe er notgedrungen seine 
Taktiken ändern und das lä
chelnde Antlitz  der Koexistenz 
und der W irtschaftshilfe an 
unterentwickelte Länder auf
setzen müssen. Es genüge also, 
die bisherige bewährte Po litik  
fortzusetzen.

Selbstverständlich w ird diese 
optimistische Beurteilung der 
W eltlage nicht von allen Ame
rikanern geteilt. Vor allem 
nicht von den kritischen Spre
chern der Demokratischen Op
position, die im Gegenteil pes
simistisch sind. Amerika habe 
in den letzten Jahren seine 
Führungsrolle in der fre iheit
lichen W elt hingebüßt, es habe 
Freunde und Einfluß verloren, 
und das starre Festhalten an 
einer Po litik , die zur Zeit des 
Koreakrieges richtig war. habe 
sich keineswegs durchweg be

währt . . . D ie K rit ik e r au3 der 
Opposition weisen außerdem auf 
das Durcheinander hin, das die 
H altung der Regierung zu den 
neutralen und neutralistischen 
Staaten darstellt; heute lobt 
Eisenhower die Neutralen A s i
ens, m orgen verurteilt Dulles 
sie als „unmoralisch", übermor
gen nimmt er es zurück —  und 
w ieder einen T a g  später g re ift 
N ixon  seinerseits die Neutra
listen in Indien, Burma und In 
donesien an.

Es ist also w en iger die Starr
heit der Regierung und ihr 
M angel an Elastizität zu bekla
gen, als vielm ehr ihr Mangel 
an Koordination; Dulles w ird 
in  Fragen  der Abrüstung zu
meist ganz anders sprechen als 
Eisenhowers „Abrüstungsbevoll- 
m ächtigter“ Stassen; eine amt
liche Stimme aus Washington 
w ird  in kräftigen W orten den 
Posener Aufstand begrüßen, 
während andere Stimmen aus 
dem gleichen Washington sich 
ängstlich in Schweigen hüllen, 
um nicht „neue Spannungen“ 
heraufzubeschwören; ein M it
g lied  der Regierung w ird  T ito  
versichern, daß er weiterhin 
sich amerikanischer Gunst er
freue, und ein anderes M itglied 
der gleichen Regierung w ird 
gleichzeitig  das Gegenteil er
klären. Natürlich kommen diese 
D inge daher, daß der Präsident 
durch seine häufigen Krankhei
ten in den letzten Monaten nicht 
imstande war, die Zügel straff 
in Händen zu halten.

Kommt es zu konkreten E in 
zelheiten. dann macht sich die 
mangelnde Führung , an der 
Spitze besonders peinlich be
merkbar. Vor allem etwa in den 
Nahostfragen. Man erinnert sich 
noch des Durcheinanders in der 
Frage der W affenlieferungen an 
Saudi-Arabien. Ägypten und Is 
rael. Und man erinnert sich 
noch des ausweichenden Zö
gerns, das Washington gegen
über d.em Algerienkonflikt der 
Franzosen bekundet. Insofern 
haben die K ritiker, die den V er
lust der amerikanischen Füh
rungsrolle feststellen, gewiß 
recht. Aber man darf anneh
men,’ daß mindestens für dic 
Bedürfnisse des Wahlkampfes 
die optimistischere E instellung 
der Regierung den Wählern 
mehr einleuchten wird als die 
grim m igen Warnungen und 
Kassandrarufe der K rit ik er und 
Oppositionellen.



Deutsch fand - Erk lärmig Edens
NA TO*Sei!ritt ¡siebt Bedingung für Sicherhestsjjaki

London (AP/D PA ). Der britische Prem ierm inister Kden hat 
sich im Unterhaus erneut für eine Wiedervereinigung* Deutsch
lands durch fre ie Wahlen ausgesprochen, den B eitritt eines 
w iedervereinigten Deutschlands zur N A T O  jedoch nicht zur 
Bedingung für den Abschluß eines europäischen Sicherlieits- 
paktes gemacht. E r befürwortete ferner eine Begrenzung der 
Kontrolle der Atombombenversuche sowie Verhandlungen m it 
der Sowjetunion über eine „Begrenzung der S treitkräfte in

Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen B e
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres
se zu schicken:

Herrn E. E e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-R ichihofen-Str. 2, l i

Falls Sie den kleinen TA G  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B r ie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Bonn (D PA ). D ie W iederver
einigung Deutschlands soll nicht 
in einer W eise herbeigeführt 
werden, die die Sicherheit 
irgendeines Staates, also auch 
der Sowjetunion, vermindert. 
Diese Versicherung gab Bundes
kanzler Adenauer in seinem 
Antwortschreiben an den sow je
tischen Ministerpräsidenten Bul- 
gänin.

Adenauer weist darin auf die 
Notwendigkeit einer Abrüstung 
hin, die indessen nur dauerhaft 
sein könne, wenn man an die 
W urzeln des Problem s heran
gehe. Denn das militärische 
Hüsten sei nur -das Symptom 
der Furcht und des M ißtrauens" 
in der W elt.

Von einer Abrüstung kann 
man nach Ansicht Adenauers 
nur sprechen, „wenn es sich um 
mehr handelt als um eine bloße 
Verschiebung des militärischen 
Potentials auf andere Arten der 
Bewaffnung“ . Nur eine inter
nationale Abrüstungsvereinba
rung biete diese Gewähr.

In  dem Antwortschreiben w ird 
bedauert, daß der damalige so
wjetische Außenminister auf der 
Genfer Außenministerkonferenz 
nicht bereit gewesen ist. über

bestimmten Gebieten“ .

Diese Abrüstung müsse 
schrittweise vor sich gehen und 
m it Fortschritten bei der W ie- 
dervein igung Deutschlands ver
bunden sein. Eden sprach zu Be
ginn einer zweitägigen außen
politischen Unterhausdebatto. 
Kurz zuvor hatte der deutsche 
Botschafter in London, von H er
warth, d ie britische Regierung 
offiziell über die Auffassung der 
Bundesregierung zu grundsätz
lichen Fragen der Verteid igungs- 
Planung unterrichtet, die auf 
einer Sonderkonferenz in Bonn

die Vorschläge der Westmächte 
zu einem System der europäi
schen Sicherheit zu verhandeln. 
In  diesem Zusammenhang ge
höre auch die von Bulganin an
geschnittene F rage des Abzugs 
der ausländischen Streitkräfte 
aus Deutschland, die nicht iso
liert behandelt und nicht von 
dem Gesamtproblem der euro
päischen Sicherheit und der 
W iederverein igung Deutschlands 
getrennt werden könne.

Bulganin hatte Anfang Juni 
insgesamt sieben NATO -Staa
ten, darunter die Westmächte 
und die Bundesrepublik, zu 
einer In itia tive in der A b
rüstung aufgefordert.

Madrid (A P ). Eine Gruppe von 
21 Berliner Waisenkindern, die 
sich zur Zeit als Gäste der deut
schen Kolonie in Madrid auf
halten, haben den Chef der US- 
M ilitärniission in Spanien. Ge
neralmajor Kissner, gebeten, 
sie in einem amerikanischen M i
litärflugzeug von Frankfurt am

Eingehend befaßte sich Eden 
m it der Deutschlandfrage. Er 
wandte sich zunächst gegen  eine 
Äußerung des sowjetischen P a r
teichefs Chrust'schöW, der er
klärt hatte, die -Westmächt0 
wollten Deutschland „au f der 
Basis der Bonner Verfassung — 
also auf rein kapitalistischer 
Basis“ w iedervereinigen. Eden 
sagte hierzu: „D ie Westmächte 
haben nur gefordert, daß es 
dem ganzen deutschen V olk  er
laubt sein soll, durch fre ie  W ah
len selbst über seine Zukunft 
zu entscheiden.“

Der Prem ierm inister stellte 
ferner klar, daß der W esten den 
Beitritt des w iedervereinigten 
Deutschlands zur N A T O  nicht 
zur Bedingung für den Abschluß 
eines europäischen Sicherheits
paktes mache. Der W esten ver
lange lediglich fre ie W ahlen und 
Entscheidungsfreiheit fü r ,eine 
gesamtdeutsche Regierung.

Diplomatische Kreise Londons 
nannten diese Bemerkungen 
später eine begrüßenswerte 
K lärun g der Bedingungen des 
W estens für eine W iederverein i
gung und den Abschluß eines 
europäischen Sicherheitspaktes. 
Damit dürften die während der 
Genfer Konferenz aufgetauchten 
Meinungsverschiedenheiten für 
die Auslegung des gekoppelten 
Plans fü r die europäische Sicher
heit und die W iedervereinigung 
beigelegt sein.

Main nach Berlin fliegen zu las
sen. Der. L e iter  der Gruppe, 
Günther Rahn. , erklärte, die 
Jungen fürchteten, daß bei einer 
Eisenbahnfahrt durch die So
w jetzone ihre Geschenkpakete 
beschlagnahmt würden. Sie 
selbst hätten jedoch nicht mehr 
genügend Geld, einen F lu g  nach 
Berlin selbst zu finanzieren.

ausgearbeitet worden war.

Aufrüstung — Symptom der Furcht
A d en a u e r  e rw id e r t  B u lg a r in

Berliner Kinder wollen fliegen
! •

Sie befürchten  Besch lagnahm e ih re r Geschenkpakete



Das Ergebnis der Volksbegehren
Die Meinung der Bevölkerung zu den Neugliederungsplänen

Bonn (D PA ). D er Bundesinnen- 
minister bat im  Bundesanzeiger 
die endgültigen Ergebnisse der 
E intragungen zu den Volksbe
gehren fü r die Neugliederung 
des Bundesgebietes verkündet. 
Dam it hat in fü n f Fällen  ein 
Volksbegehren die erforderliche 
Zustimmung der wahlberechtig
ten Bevölkerung erhalten und 
ist in folgenden Gebieten zu
standegekommen:

1. Für Angliederung der R e 
gierungsbezirke Koblenz und 
T r ie r  an Nordrhein-W estfalen. 
H ierfü r stimmten 14,2 Prozent 
der zum Landtag wahlberechtig
ten Bevölkerung.

2. F ü r die Angliederung des 
Regierungsbezirks Montabaur 
an Hessen. H ierfü r sprachen 
sich 25,5 Prozent der W ahlbe
rechtigten aus.

3. Für die Angliederung des 
Regierungsbezirks Rheinhessen 
an Hessen m it einer Zustim
mung von ' 20,2 Prozen t der 
W ahlberechtigten.

4. Für die W iederherstellung 
des früheren Landes Oldenburg 
als selbständiges Bundesland. 
Dieses Volksbegehren hat die 
Zustimmung von 12,9 Prozen t 
der W ahlberechtigten erhalten.

5. F ü r  die W iederherstellung 
des früheren Landes Schaum
burg-Lippe als selbständiges 
Bundesland m it 15,3 Prozen t Zu
stimmung der W ahlberechtigten.

N icht zustandegekommen sind 
die Volksbegehren auf A n g lie 
derung der P fa lz  an Bayern und 
auf Angliederung der P fa lz  an

Besatzungsstreitkräften gehen 
nach Berichten von Reisenden 
unverändert weiter. Nach ihren 
Angaben ist es der tibetanischen 
Freiheitsbewegung M im ang ge
lungen, w eite Gebiete des Lan
des unter ihre Kontro lle  zu 
bringen. D ie Chinesen sollen 
sich nach heftigen Käm pfen aus 
mehreren Gebieten T ibets zu
rückgezogen haben. W ie  öie 
Reisenden w eiter berichteten, 
sind jedoch in der tibetanischen

Baden-W ürttemberg. Für den 
Anschluß an Bayern sprachen 
sich nur 7,6 Prozent, fü r den 
Anschluß an Baden-W ürttem 
berg  nur 9,3 Prozent der W ahl
berechtigten aus.

Hassel antwortet 
Kuratorium

Bonn (A P ). Bundesratspräsi
dent von Hassel hat dem Kura
torium „Unteilbares Deutsch
land“ m itgeteilt, daß künftig 
mehr als bisher und in kürzeren 
Abständen Plenarsitzungen des 
Bundesrats in Berlin  stattfinden 
werden. Hassel beantwortet da
m it einen Vorschlag des Kura
toriums, die Plenarsitzungen des 
Bundesrates künftig  überhaupt 
nach Berlin  zu verlegen.

Bonn (D P A ). E lf Jahre nach 
Kriegsende ist — nach M ittei
lung des D R K  —  das Schicksal 
von 2 136 700 Deutschen, die 
einst als Wehrmachtsvermißte, 
verschollene Kriegsgefangene, 
verschleppte Zivilpersonen oder 
verschollene Z ivilgefangene re
g istriert worden waren, noch 
immer nicht aufgeklärt. Ihre 
Namen fü llen die Karteib lätter 
der Suchdienstorganisation des 
Deutschen Roten Kreuzes.

Das D R K  w ill die Suchdienst
arbeit fortsetzen, solange noch 
Aussicht besteht, daß der Ge
suchte lebt, daß das Grab eines

Hauptstadt Lhasa Truppenver
stärkungen der Chinesen einge- 
troffen, die m it modernsten 
W affen sowjetischer Herstellung 
ausgerüstet seien.

Lufthansa wieder nach Südamerika
Frankfurt (D PA ). Nach einer 

Zwangspause von 17 Jahren 
w ird  die westdeutsche L u ft
hansa w ieder nach Südamerika 
fliegen. Am  15. August startet 
von Hamburg eine Maschine 
nach R io  de Janeiro, Sao Paulo 
und Buenos Aires.

„Treptow am Rhein"
Bonn (D PA ). D er Bundesbe

auftragte fü r die Förderung der 
Berliner W irtschaft, Bundes
tagsabgeordneter Dr. Bucerius, 
hat eine „Berlin-W oche“  vom 
22. bis 28. September in Bonn 
angekündigt.

Während der „Berlin-W oche“ 
sollen sich die Einzelhandelsge- 
schäfte verpflichten, vorw iegend 
W aren der Berliner W irtschaft 
auszustellen. Ferner sind vorge
sehen eine Ausstellung Berliner 
Künstler im  Bundeshaus, eine 
Ausstellung Berliner Karikatu
r is ten  und Gastvorlesungen 
eines Dozenten der Freien  Uni
versität. D ie W erbung soll durch 
ein Promenadenkonzert, durch 
das Auftreten eines Kabaretts 
und eines Gastspieles des R e 
naissance-Theaters, eines Bord
festes „T rep tow  am Rhein", 
eines Feuerwerks sowie einer 
Modenschau vervollständigt w er
den.

Gefallenen erm ittelt werden 
kann oder aber bis weitere 
Nachforschungen aussichtslos 
sind. Au f Grund des Sachver
haltes w ird  es allerdings auch 
nach Ansicht des D R K  als R e
gel angesehen werden müssen, 
daß die Mehrzahl der Gesuchten 
nicht mehr lebt.

Uber 50 000 zum Kirchentag
Frankfurt/M. (AP/D PA). Au f 

dem evangelischen Kirchentag, 
der vom  8. bis 12. August m 
Frankfurt/Main stattfindet, w er
den über 50 000 Besucher er
wartet. 15 000 Teilnehmer kom
men aus der sowjetischen Be
satzungszone. A ls Vertreter 
ausländischer Kirchen haben 
sich 1600 Besucher angemeldet,'
u. a. aus den USA, A frika, Cey
lon und aus den Ostblockstaaten.

Bundespräsident Heuss w ird 
am Eröffnungstag in Frankfurt 
amvesend sein. Bundestagsprä
sident Gerstenmaier w ird  an 
allen Veranstaltungen des K ir 
chentages teilnehmen. Für die 
Bewältigung des Stadtverkehrs 
stellt die Stadt K ö ln  20 Omni
busse den Frankfurter V er
kehrsbetrieben zur Verfügung, 
während Frankfurt der Stadt 
K ö ln  für den Katholikentag in 
gleicher W eise aushelfen w ird.

Tibetaner vertreiben Chinesen
Kämpfe gehen unverändert weiter 

Kalim pong (A P ). D ie Käm pfe 
zwischen tibetanischen Aufstän
dischen und den rotchinesischen

2,14 Millionen Schicksale ungeklärt
Rotes Kreuz setzt Suchdienst fort



So sind sie w irk lich t

„Entweder Butter oder Kanonen!44
Eine maßgebliche M itverant

wortung fü r die der SED g e 
währte Sow jeth ilfe w ird  ein 

' Mann tragen, der heute a ls L e i
ter einer Regierungskommission 
fü r Industrie und Verkehr das 
höchste Vertrauen Ulbrichts
genießt: F r itz  Selbmann. U l
bricht selbst hat diesen Mann 
an die Spitze gehoben, seit sich 
sein Po litbüro-K ollege Heinrich 
Rau immer offenkundiger auf 
die Seite der gegen Ulbricht 
opponierenden Altkommunisten 
gestellt hat. Somit verdankt' 
Selbmann seine Machtposition 
in erster L in ie  dem Bestreben 
Ulbrichts, keinem der übrigen 
Politbüro-M itglieder zuviel E in
fluß im Staatsapparat einzuräu
men.

Rau kontra Selbmann

Man muß das voraiissch’icken, 
wenn man den Au fstieg Selb
manns verstehen w ill. Der mit 
den Fün f jahrplänen verwachsene 
Heinrich Rau, dessen P ion ier
arbeit diese Pläne überhaupt 
erst ermöglichte, ist ein uner
bittlicher Gegner Selbmanns, 
w eil er dessen Bestreben kennt, 
fü r irgendein Schwerindustrie
projekt alles auf eine K arte  zu 
setzen und m itunter w e it w ich
tigere D inge zu gefährden. 
W enn Selbmann sich trotzdem 
gegen Rau durchzusetzen ver
mochte, dann nur, w eil U lbricht 
in ihm einen absolut w illigen  
M itarbeiter sieht, der die um
strittenen Pläne des 1. SED- 
Sekretärs kritik los in  die Praxis 
umzusetzen pflegt.

Selbmann wurde im  Septem
ber 1899 in Lauterbach/Hessen 
als Sohn eines Kupferschmiedes 
geboren. A ls Bergmann trat er 
1916 den Gewerkschaften bei, 
um bei Ende des ersten W e lt
krieges vom Soldatenrat zur 
Liebknechtschen U 8PD  überzu
gehen. Seit 1921, nunmehr 
35 Jahre, gehört Selbmann der 
Kommunistischen Parte i an. 
Thälmann gab ihm  die K P -B e
triebszelle der damals fü r die 
Kommunisten w ichtigen Robert- 
Bosch-Werke in Stuttgart. Ein 
vonühm  dort -inszenierter „-wil
der“ Streik brachte ihn zehn
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Monate ins Gefängnis. Nach sei
ner Entlassung zog Selbmann 
1925 die desorganisierten Grup
pen des „Rotfrontkäm pferbun
des“ im Ruhrgebiet auf, -wurde 
dort Sekretär der K P -B ezirks
lei tung und übernahm dann 
nacheinander die K P -B ezirke 
Oberschlesien und Sachsen. Aus 
jener Zeit rührt seine Verb in
dung zu U lbricht her, auf des
sen Vorschlag er in den Preuß i
schen Landtag und später in 
den Reichstag entsandt wurde.

Qualifikation: „A n tifa “

Im  A pril 1933 verhaftet, wurde 
Selbmann 1935 wegen Hochver
rates zu sieben Jahren Zucht
haus verurteilt. D ie Gestapo 
hielt ihn in verschiedenen 
Zuchthäusern und zuletzt im KZ 
Flossenbürg inhaftiert. Diese 
Zeit prädestinierte ihn fü r seine 
Laufbahn nach 1945, schuf ihm 
aber auch das innerparteiliche 
Gegengewicht gegen Rau, der 
gerade durch seine antifaschisti
schen Traditionen unter den 
Altkommunisten hohes Ansehen 
genießt.

Selbmanns Start w ar die Stel
lung eines Präsidenten des 
Landesarbeitsamtes Sachsen. 
Im Novem ber 1945 wurde er 
Vizepräsident der Provinzia l- 
Verwaltung Sachsen fü r Arbeit 
und W irtschaft und ein knappes 
Jahr später M inister m it glei-

ehem Aufgabenbereich in  der 
sächsischen Landesregierung. 
A ls Stellvertretender Chef der 
Hauptverwaltung Industrie der 
„Deutschen W irtschaftskommis
sion“ (D W K ) w ar sein W eg  
vorgezeichnet: Selbmann wurde 
nach Rau oberster W irtschafts
führer der SED.

A ls die Pankower Regierung 
geb ildet wurde, ernannte ihn 
Grotewohl 1949 zum M inister 
fü r Industrie. Bei der Regie- 
rungsneubildung im Novem ber
1950 übertrug ihm U lbricht spe
zie ll die Schwerindustrie, um
1951 den Posten eines Ministers 
fü r Hüttenwesen und Erzberg
bau zu übernehmen.

Skrupel mit Selbstkritik gelöscht

Selbmann gehört zu jenen Zo
nenfunktionären, die heute auf 
Grund ihrer Erfahrungen genau 
die Unsinnigkeit der „sozialisti
schen“ Experim ente Ulbrichts 
zu erkennen vermögen. Aber er 
hat nur einmal w ider den Sta
chel gelockt. 1952, als Ulbrichts 
Pläne die Zonenindustrie an den 
Rand des Ruins zu bringen 
drohten. Damals mußte sich 
Selbmann in harter und öffent
licher Selbstkritik revidieren. 
Diese Selbstkritik hat bei ihm 
alle Skrupel gelöscht. „Entw e
der Butter oder Kanonen!“  ist 
seine Devise. G ibt man ihm die 
Möglichkeit, die Zivilversorgung 
zu organisieren, könnte er einer 
der populärsten und fähigsten 
M inister werden. Qualifizierte 
ihn 1945 nur die „A n tifa “ , so 
weiß er heute doch sehr genau, 
w ie es um die Zonenwirtschaft 
steht. Seine Charakterschwäche 
ist es, d ie 'ihn w ider seine Über
zeugung zum Vollstrecker der 
Ulbrichtschen Pläne macht. 
Selbmann ist maßlos eitel, sein 
Äußeres entspricht dem eines 
kommunistischen „E legants“ . 
Skandalaffären ranken sich um 
ihn w ie Angriffe aus den eige
nen Reihen der Partei. Aber 
keiner hat es bisher verstanden, 
die Schwerindustrie so kompro
mißlos vor die Bedürfnisse der 
Bevölkerung zu stellen w ie er. 
D ie Sow jetkredite werden sich 
in seinen Händen gew iß zweck
entsprechend verwandeln . . .



GST und spanischer Bürgerkrieg
Slaimers „Fronterfahruagen“  werden verbreitet

Bei* 20. Jahrestag des Beginns des spanischen Bürgerkrieges 
war der SED in diesen Tagen ein willkommener Anlaß, um 
ans den Ereignissen jenes unseligen K rieges noch fü r die 
Gegenwart politisches Kapital zu schlagen. M it keinem W ort 
gingen die SEB-Kommentare auf die Tatsache ein, daß damals 
gerade die Machtkämpfe der Kommunisten in den Reihen der 
Internationalen Brigaden Franco zum Siege verhalten. Und daß 
man beispielsweise zu einer Äeit, als die spanischen Republi
kaner verzw eife lt Madrid zu verteidigen suchten, von seiten 
der kommunistischen Emigranten statt gegen Franco lieber 
gegen die im eigenen Lager kämpfenden spanischen T ro tz
kisten und Unabhängigen zu Felde, zog.

Die Männer, die damals an 
der roispanischen Front Pa rte i
feinde im Aufträge Moskaus 
„liquidierten“ , genießen heute 
in der SED höchstes Ansehen. 
Einer von ihnen, Richard Stai- 
mer — in Spanien als „General 
Richard Hoffmann“ bekannt — , 
leitet heute die „Gesellschaft für 
Sport und Technik“ , die sowjet- 
zonale W ehrertüchtigungs-Orga- 
nisation.

„Club der Rotspanier“
Der GST-Zentralvorstand w ird 

parteiintern o ft der „Club der 
Rotspanier“ genannt. Staimer ist 
bemühf, möglichst viele alte 
Kameraden aus den In ter-B ri- 
gaden hier um sich zu scharen. 
D ie GST selbst w ird in rotspa
nischen Traditionen erzogen. 
Ih re Gruppen geben sich Namen 
aus dem Bürgerkrieg, ,man be
vorzugt die Kam pflieder der 
damaligen Zeit, und Staimer 
selbst verlangt, daß die „F ron t
erfahrungen von Madrid und 
den Ebro-Käm pfen“ bei den 
GST-Rckruten Allgeme-ingutwer- 
den. In der GST w ird dies so 
ausgclegt, daß die Organisation 
im Ernstfälle die R o lle einer 
M iliz  und im weiteren Sinn die 
Funktion eines Partisanen- 
kampfes zu übernehmen hat. 
Das Ausbildungsniveau der GST 
entspricht, gegenw ärtig  dem 
einer normalen Arm ee nach Be
endigung der Rekrutenzeit. Je
der GST-Angehörige ist in der 
Lage, im Rahmen eines m ilitä
rischen Verbandes die herkömm
lichen Infanteriewaffen zu be
dienen. W ie unter diesen Um
ständen der Appell an spanische 
Bürgerkriegs-Traditionen auf
gefaßt werden muß, läßt sich 
leicht verstehen.

Staimer aber ist viel zu sehr 
„M ilitä r“ , als daß er sich allein

mit diesem E rfo lg  begnügen 
würde. Auf den kürzlichen GST- 
Konferenzen wurde festgelegt, 
daß die Zahl der jetzt demobi
lisierten Arm ee-Angehörigen w ie 
auch in Zukunft alle aus den 
Kasernen entlassenen Reser
visten von der GST übernom
men werden müssen. Bisher 
hatte man sich ziemlich e r fo lg 
los bemüht, die Dienstentlasse
nen für Funktionen in der GST 
zu gewinnen. Jetzt werden die 
Demobilisierten bereits in der 
Kaserne fü r derartige Aufgaben 
verpflichtet. Man w ill der GST 
noch in diesem Jahr rund 50 000 
gediente Soldaten zuführen, die 
sich hier zusammen m it FD J- 
Angehörigen zu regelm äßigen 
Übungen einfinden. Da die „N a 

tionalarmee“ nach A rt des 
„Ki'üm persystem s“ ständig neue 
Mannschaften einberuft und 
entläßt, ohne auf einen aktiven 
Stamm allzugroßen W ert zu le
gen, ist aas Heer der Reser
visten natürlich ein beachtlicher 
Faktor geworden. Es im  Rah
men der GST neu zu organisie
ren und noch dazu im  Geiste 
ro'tspanischer Interbrigaden zu 
schulen, bedeutet nichts anderes, 
als eine stille Arm ee von rund 
200 000 infanteristisch und als 
Spezialtruppe ausgebildeten 
Leuten zu unterhalten.

Keine Sympathiekundgebung 
D ie „Rotspanien-Gedenkkund

gebungen“ der SED aber bedeu
ten keine Sympathiekundgebun
gen fü r das spanische Volk. Die 
spanischen Republikaner, die 
seinerzeit gegen Franco käm pf
ten, nahmen gutgläubig die Un
terstützung der kommunisti
schen Interbrigaden an, waren 
aber gew iß nicht gew illt, eine 
spanische Sowjetrepublik zu 
errichten. V iele spanische Volks
führer wurden darum nicht von 
Franco, sondern von Leuten w ie 
Staimer, Zaisser und anderen 
SED-„Spanienkämpfern“  umge
bracht. In  solcher Tradition  er
zogen zu werden, gereicht den 
GST-Rekruten nur schwerlich 
zur Ehre.

Ungarns KP-Leitung wird unsicher
Man sp r ich t von „Demokratisierung“

Wien (AP/D PA). Das umge
bildete Zentralkomitee der un
garischen K P  hat der Bevölke
rung in einem Kommunique 
eine weitgehende „Dem okrati
sierung“ , einen „weicheren“ 
Kurs in der Innenpolitik und 
eine 2oprozentige Erhöhung des 
Lebensstandards bis 1960 ver
sprochen.

Ferner gab das Zentralkomitee 
die Rehabilitierung von neun 
weiteren Opfern früherer Säu
berungsaktionen bekannt. Un
ter ihnen befindet sich der frü 
here Sozialdemokratische Pa rte i
führer und Staatspräsident Sza- 
kasits. Damit erhöht sich die 
Zahl der Rehabilitierten auf 474.

Das Kommunique faßt das Er
gebnis der ZK-Sitzung zusam
men, die als bedeutendstes E r
eignis die Ablösung des ersten 
Parteisekretärs Rakosi durch

Ernö Gei'ö und den Parteiaus
schluß des früheren V erteid i
gungsministers General Farkas 
gebracht hat.

D ie Beschlüsse des ZK  zeigen 
nach Ansicht politischer Beob
achter in W ien, daß in den 
Reihen der ungarischen K P -  
Führer zur Zeit eine deutliche 
Unsicherheit herrscht.

Adenauer 
auf Bühler Flöhe

Bühler Höhe (A P ). Bundes
kanzler Dr. Adenauer befindet 
sich seit Sonntag in seinem ü r- 
laubsort Bühler Höhe bei 
Baden-Baden. Der Kanzler ist 
von seinem Sohn Paul Adenauer 
und seiner, Tochter Liebeth 
Werhahn begleitet. Der Urlaub 
dauert voraussichtlich sechs 
Wochen.



4Sk in Urlaub

Pankows „friedliche Koexistenz44 SSO, herberen!
Der kleine TA G  w ird ver

sandt und verteilt ohne
Rücksicht aul die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren* W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.

Lübeck (D PA ). M it Maschi
nenpistolen schossen zwei Volks
polizisten auf einen Mann, der 
die Zonengrenze bei Lübeck in 
der Poetenitzer W iek schwim
mend überqueren wollte. Der 
Mann wurde getroffen, sank und 
(wurde später von einem Volks
polizisten ans U fer geholt. 
Augenzeugen auf der W estseite 
der Zonengrenze konnten nicht 
feststellen, ob der Flüchtling 
tödlich getroffen oder nur leich
ter verletzt war. Er wurde von 
den Vopos weggetragen.

Keine SED-Kundgebung
Berlin (Eigennieldung). Der 

Tem pelhofer Bezirksbürgerm ei
ster Schmitz hat der SED- 
K reisleitung Tem pelhof m itge- 
tfeilt, daß er eine SED-Kund
gebung in seinem Bezirk nicht 
genehmigen kann. Seine Bedin
gung, es müsse zuvor eine

Kundgebung in Ostberlin erfo l
gen, sei nicht erfü llt worden.

D ie SED-Kreisleitung hatte 
lediglich dem Bezirksbürger
meister vorgeschlagen, sich „fü r 
die nicht den Bezirk Tem pelhof 
betreffenden F ragen " an die da
für zuständigen Organe und 
Organisationen zu wenden.

Präses Mager 50 Jahre
Bethel (epd). Reim er Mager, 

Synodalpräsident der Evange
lisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens, beging am 22. Juli 
seinen 50. Geburtstag. Durch 
seine vielfache Tä tigkeit in le i
tenden kirchlichen Organen ist 
Präsident M ager in ganz 
Deutschland bekannt geworden. 
Der gebürtige K ö lner hat in 
Bocholt das Weberhandwerk 
erlernt und sich schon früh der 
christlichen Gewerkschaftsbewe
gung angeschlossen.
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BILDER DER WOCHE. Oben: Überschwemmungskatastrophe In Nordhessen. Kühe 
werden von einer unter Wasser stehenden Wiese in Sicherheit gebracht. ~  Unten: 
Der Neandertaler Mensch (etwa 52 000 Jahre alt) feiert in diesem Monat auf einem 
Archäologenkongreß den 100. Jahrestag seiner Entdeckung. Links: der rekonstruierte 

Schädel, in der Hand: die Originals ehädeldeeke.


